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73     Arbeitslosigkeit
Die Arbeitslosigkeit, die dauerhaft weit mehr als 10% der arbeitsfähigen Bevölkerung der Bundesrepublik erfaßt und seit nunmehr fast einem Jahrzehnt anhält - vernachlässigt man den durch die sogenannte Wiedervereinigung ausgelösten Nachfrageaufschwung, gar noch weitaus länger -, zeigt sich immer deutlicher als nicht lösbares gesellschaftspolitisches Problem. Daß demgegenüber alle Politiker, tat- und insbesondere redekräftig von Wissenschaftlern aller Fakultäten unterstützt, trotz besseren Wissens tagaus tagein, insbesondere natürlich zu Wahlkampfzeiten, mit Versprechungen zur Senkung der Arbeitslosenzahlen wenig zurückhaltend sind, ist wieder einmal bezeichnend. Wird davon ausgegangen, daß von allen Arbeitslosen zumindest 80% an einem Arbeitsplatz interessiert sind, so geht es dabei um nicht weniger als 4,5 Millionen, zuzüglich der Familienangehörigen also um mindestens 12 Millionen Bundesbürger. Es handelt sich also nicht um „Peanuts“, sondern um eine kaum vorstellbare Dauerkatastrophe. Diese hat ihren Ursprung und ihre eigentliche Ursache in nichts einfacherem als in simplen Rentabilitätsrechnungen. Einer Rechnung, die nicht allein zur Grundlage des gesamten Wirtschaftsgeschehens geworden ist, sondern die auch tief in die Gesellschaftspolitik eingreift. 4,5 Millionen Menschen haben ihre Rentabilität verloren, bzw. ihre Arbeitskraft läßt sich nicht mehr rentabel einsetzen. 

An kaum einer anderen Stelle des Wirtschaftlebens wird deutlicher, daß wir im Kapitalismus leben und was es bedeutet, ein Bestandteil des kapitalistischen Systems zu sein. Denn die Arbeitsleistung, die von der Mehrzahl der 4,5 Millionen Arbeitssuchenden erbracht werden könnte, wird heute dank Globalisierung und Freihandel an anderen Orten dieser Erde geleistet. Nur schlägt die dort erbrachte Leistung mit weitaus geringeren Kosten zu Buche, als es nach dem bundesrepublikanischen Lebensstandard möglich ist. Wird hier ein Mindestlohn von, sagen wir, 8 € je Arbeitsstunde benötigt, um überhaupt überleben zu können, so reicht anderswo 1 € dafür völlig aus. Ganz abgesehen von den Nebenkosten, die zu einem weiteren Auseinanderklaffen der Kostenschere führen. Nun haben Politiker alle Couleur widersinniger Weise gerade diese Nebenkosten als Ursache dafür ausgemacht, daß die einst exportierten Arbeitsplätze nicht mehr den Weg zurück finden. So finden „zur Reduzierung der Arbeitslosenzahlen“ (obwohl dazu vor keiner statistischen Machenschaft zurückgeschreckt wird) Eingriffe auf allen Gebieten des so mühe- und kunstvoll errichteten sozialen Systems statt, mit denen im Kern nur das eine Ziel verfolgt wird, dieses soziale System völlig abzuschaffen. Selbst wenn dieses gelungen sein sollte, werden unsere Politiker wieder einmal „völlig erstaunt“ feststellen (wie bei der ursprünglich als Arbeitsplatz schaffend deklarierten Aufgabe der DM), daß es mit der Rückführung verlorener Arbeitsplätze nicht geklappt hat und die Arbeitslosen erneut vertröstet werden müssen. Nur, das, was einmal ein sozialer Staat war, hat den Kapitalisten und ihrem Profitstreben erneut ein grundlegendes Opfer gebracht.

Wer die Großzahl der Arbeitslosen beseitigen will, die zumeist nicht für die qualifiziertesten Aufgaben geeignet sind, der wird dies nur dann können, wenn eine staatliche Wirtschaftspolitik jenseits jeder Rentabilitätsrechnung betrieben wird, wenn aus einem wirtschaftlichen Problem ein gesellschaftspolitisches wird. Denn nur gesellschaftspolitisch ist dieses Problem zu lösen. Dies aber würde bedeuten, daß ganz erhebliche Einschnitte im kapitalistischen (nicht im sozialen!) System vorgenommen würden. 

Nur eine Gesellschaft, die den Wert des Menschen höher ansieht als den Profit der Kapitalisten, wird jemals in der Lage sein, allen Menschen eine ihren Möglichkeiten entsprechende Arbeit und Aufgabe zu geben. 

Eine solche Wende aber ist in einer von Plutokraten beherrschten demokratischen Politik nicht möglich, womit alles Gerede von einem Problem der Arbeitslosigkeit glatter Betrug, einfache Täuschung ist. Wäre es da nicht weitaus besser, es so wie bei vielen anderen Problem zu machen, sie einfach tot zu schweigen, statt den Zynismus zu besitzen, die Arbeitslosen auch noch zur Rechtfertigung verschiedenster Abbaumaßnahmen der sozialen Errungenschaften zu verwenden?    
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